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Beklegter und Revisionsbeklagter°

Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat in der

Sitzung vom 8° September 1970 gemäß 5 124 Abso 2

des Sozialgerichtsgesetzes ohne mündliche Ver—

—handlung durch—
.

'

Senatspräsident ■re N'e u h a u s’
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter
„> Dr„ M a i s c h _und

Bundesrichter H S cvh i n d l e r?
Bundessozialrichter S c h ü t z

_>
und

Bundessozialrichtér F e i g e

für Recht erkanntzl

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 100 Dezember

1969 aufgehoben° Die Sachewird zur erneuten Ver—

handlung und Entscheidung an dieses Gericht zurück—
verwiesen°
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Die 1914 geborene Klägerin ist nach ihren Angaben während

der vom 170 Juli 1945 bis April 1946 dauernden Internie—

rung in der Tschechoslowakei ua an einer Eierstockentzün—
dung-(Adnexitis) sowié_an Angina und Flecktyphus erkrankt°
Während dieser Zeit soll auch die Regel ausgeblieben sein°

Den im September 1952 gestellten Antrag auf Versorgung

naeh dem Bundesvérsorgungsgesetz (BVG) lehnte das Ver—

sorgungsamt (VersorgA) auf Grund der internistischen'

Begutachtung durch Frau Dr° ngggg, des gynäkologischen
Gutachtens des Dr; D:;;‘_;'_'_‘_'l_‘;_‘_‘_y;_g_'_';;;_j;;;'_;;;__'„VOIT126°— April 1954 und. einer

Stellungnahme des Ärztlichen Dienstes (Dr° V;tiiäü;) durch

Bescheid vom 210 September 1954 abo Darin ist ausgeführt,

daß die geltend gemachten Gesundheitsstörungen, soweit sie

festzustellen seien, in keinem Zusammenhang mit der

tschechischen Internierung stünden; gynäkologiSch habe

kein Befund für das Vorliegen einer Eierstockentzündung

‚erhöhen werden können; die Dysmenorrhoe sei Folge einer

'Fokaltoxikoseo Während des nach erfolglosem Widerspruch

eingeleiteten Klageverfahrens mußte sich die Klägerin

einer Unterleibsoperation unterziehen, die am 12° Juni
1956 von Dr° Ngzzi■jlgjlvorgenommen wurde° Dabei wurden
ein faustgroßer myomatöser Uterus supravaginal entfernt,

die im rechten Adnexbereich vorhandenen Verwachsungen
zwischen Eileiter, Eierstock (Ovar) und Gebärmutter

(Uterus) gelöst und eine_kleine — nach dem Arztbericht'

vom 220 Mai 1960 —
endometriotische Cyste des rechten

Ovars durch Stichelung eröffnet und entleert° Das

’.Sozialgericht (SG) hat internistische Gutachten (VOR.

Dr° St211:i5 der I‚ Medizinischen Klinik der Universität

München — Dr° NC::] Dr° Ktt:;— und von Dr° B::11::33 und

gynäkologische Beurteilungen eingeholtc In dem Gutachten

der Frauenklinik und Hebammenschule der Universität

1Nünchen vom'l8° August 1960 kamenl°rof° Dr° Rü::/Lro■gül.
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‚zu dem Ergebnis‚ daß "Uterus myomatosus und Teercyste"
des rechten Ovars sicher nicht Versorgungsleiden seien,

ein Zusammenhang zwischen der Adnexitis 1945 und den

'Verwachsungen 1956 sich mangels ärztlicher Unterlagen

aus den Jahren nach der Internierung nicht mit Wahr—

scheinlichkeit annehmen lasse, dagegen die bis zur

Operation 1956 bestehenden Periodenstörungen und

—beschwerden mit Wahrscheinlichkeit auf die Haft zurück—
gingen und dafür eine Minderung der Erwerbsfähigkeit
(MdB) um 15 V°H

1

.].

1946 und Jun' “|
.. ....

,
aber nur für die Zeit zwischen April0

' T\—-.‚a ..... 1‘1__950, anzunehmen ei„ „el uareu1 der(J
)

Klägerin unterbreitete Vorschlag es Beklagten, zur

vergleichs■eisen Beendigung des Rechtsstreits "Perioden—

störungen im Sinne der Verschlimmerung” ohne eine

rentenberechtigende MdB anzuerkennen‚ hat diese ua mit

der Begründung abgelehnt‚ daß durch die Operation im

Jahre 1956 die nach dem Kriege von ihrem Mann und ihr

selbst heiß ersehnte Nachk0mmenschaft unterbunden werden
sei° has SG hat von dem Facharzt für Frauenkrankheiten

und Geburtshilfe Dr° Hit■nrrzxt?das undatierte, am
1° Dezember 1962 eingegangene Gutachten eingeholt‚ in

dem auch die Myombildung‚ die Adnéxitis und eine

"sekundäre" Sterilität als Schädigungsfolgen angesehen

und die HdE — ohne die Sterilität — mit 40 VDHo bewertet

wurden° Mit Urteil vom 28° Februar 1963 hat das SG den

Beklagten verpflichtet, bei der Klägerin Perioden—

störungen als Schädigungsfolge im Sinne der Verschlimme—

rung vom 19 September 1952 bis 50° Juni 1958 (gemeint

ist bis zum 50° Juni 1956) anzuerkennen‚ im übrigen hat

es die Klage() mit der außerdem Entfernung des Nyoms,

chron° Adnex—Verwacheungen und Sterilität als im Sinne

der Entstehung anzuerkennende Schädigungsfolgen geltend

gemacht worden waren„ abgewiesen° Auf die Berufung der

Klägerin hat das Landessozialgericht (LSG) zur Fest—
‚stellung weiterer‚ später nicht mehr geltend gemachter

Gesundheitsstörungen nach 5 109 des Sozialgericht8w
gesetzes (SGG) ein Gutachten des Facharztes für innere

Krankheiten, Dro P11r31121r(v0m 190 Juli 1966) und
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— ebenfalls nach 5 109 SGG— ein frauenärztliches Zusatz—_
gutschten von Dr° HTIIIZ eingeholt, das dieser auf Grund

einer Untersuchung der Klägerin
vom 5° Mai 1966 am

70 Juli 1966 erstattet hat° In diesem Gutachten, in dem

die Sterilität als Folge der Inhaftierung (auf Grund der

Amenorrhoeen — infolge ovarieller Insuffizienz — und

Allgemeinerkrankungen — wie Typhus —) angesehen wird,

ist in der Anamnese als Angabe der Klägerin vermerkt,

sie sei im Lager öfters vergewaltigt worden, dort habe

sie auch Typhus bekommen, Im Termin vor dem LSG am

70 Februar 1968 hat die Klägerin ein Gutachten des Fach—

arztes für Neurologie und Psychiatrie Dr° Kr:::■:pnn■xz

vom 4° Februar 1968 vorgelegt, der in der als Schädigunge—

folge zu wertenden Sterilität der Klägerin rentenreohtlich

eine Teilursache der bei ihr vorliegenden depressiv—
parahoid gefärbten neurotischen Entwicklung erblickt‚hat°

Die Klägerin produziere
an paranoide Erlebnisse erinnern—

de Gedankengänge und vermöge nichtmehr scharf gegen die

inzwischen sicher eingetretene Zeit der physiologis hen
_Unmöglichkeit einer Schwangerschaft abzugrenzen° Zu der

nun auch im Verhandlungstermin vom '7° Februar 1968 vor

°dem LSG vorgebrachten Behauptung der Klägerin, daß sie

während der tschechischen Internierung vergewaltigt

Worden sei, wurde die Erklärung des Josef FKIIIZI vom

5° März 1967, der hiernach mit ihr in demselben Lager

interniert war, vorgelegt° Das LSG hat diesen Zeugen

vernommen und zu der behaupteten VergeWaltigung auch

Frau Isolde Marzizüg die Schwester der Klägerin, gehört
_und von Berta lin::1eine eidesstattliche Versicherung

darüber eingeholt, ob und auf welche Weise sie Kenntnis}

von einer bzw° mehreren Vergewaltigungen der Klägerin '

in tschechischer Internierung erlangt habe° Naeh einer
‘

umfangreichen Beweisaufnahme, in der Auskünfte von
V

Krankenkassen und zahlreiche ärztliche Behandlungsbe—

richte, darunter auch von Dro H;;I:xzn133:vom 260 August

1968, eingefordert worden waren, hat
das/LSG

von Lmts
..5..
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wegen ein weiteres nach Untersuchung der Klägerin

erstattetes gynäk010gisches Gutachten von der II°

Frauenklinik der Universität München vom 40 September

1969 (Privonoz„ Dr.= .-'.:f;::::;:::;zzi;zf);eingeholt? Die Klägerin-
hat im Verhandlungstermin vbr dem LSG am 100 Dezember

1969 den schon am 5„/9o Dezember 1969 schriftlich ge—
stellten Antrag auf Vertagung aufrechterhalten und im

übrigen beantragt‚ als weitere Schädigungsfolgen

“Periodenstörungen und damit verbundene Sterilität,

Adnexitis rechts, vegetative Begleiterscheinungen

und dadurch bedingtes depressives Zustandsbild im

Sinne der Entstehung" sowie "Myombildung im Sinne der
Verschlimmerung" anzuerkennen und den Beklagten zur

Zahlung von Beschädigtenrente nach einer NdE um 50 v„Ho

ab Antragstellung und von 30 vaH° vom Tage der Operation

an zu verurteilen° Hilfswiese hat die Klägerin beantragt,

Dr° wg■igggi;ggiwenn nicht nach % 106 SGG, so jedenfalls

nach 5 109 SGG gutachtlich zu hören°

Mit Urteil vom 10° Dezember 1969 hat das LSG die Berufung

zurückgewiesen° Es hat ausgeführt, eine Anerkennung der

durch die lnternierungshaft lediglich ausgelösten, an
sich anlagebedingten und von dem Beklagten als Schädi—

gungsfolge anerkannten Periodenstörungen komme nur im

Sinne der Verschlimmerung in Betracht; sie hätten mit

der schädigungSunabhängigen Uterusoperation im Juni
1956 aufgehört und zu keiner Zeit eine Minderung der

Erwerbsfähigkeit rentenberechtigenden Grades bedingt° Die

lediglich für die Zeit vom 1° September 1952 bis 500 Juni

1956 von dem SG als Schädigungsfolge festgestellten

Störungen begegneten deshalb keinen'Bedenken; bei dem
in der Urteilsformel des SG angegebenen Datum vom
300 Juni 1958 handele es sich wohl um einen Schreib—
fehler; da das Urteil in den Gründen von einer bis zum
30° Juni 1956 bestehenden Schädigung ausgegangen seio

Es sei aber nicht dargetan, daß die zahlreichen weiteren

_ 6 _
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Gesundheitsstörungen der Klägerin, durch die ihre

Erwerbsfähigkeit in ganz erheblichem Maße beeinträchtigt

sei, wahrscheinlich durch schädigende Einflüsse in der

Internierungshaft entstanden seien oder eine so wesent—

liche Verschlimmerung erfahren hätten, daß sie seit

Beginn des Monats der Antragstellung, das ist seit dem

l° September 1952, überhaupt oder gar in rentenberech—

tigendem Ausmaße nachgewirkt hätten° Dies gelte zunächst

hinsichtlich aller in das Fachgebiet des Internisten

fallenden Leiden° Die Berufung sei aber auch nicht be—
gründet, s0weit die Klägerin VerSorgung für die bei ihr

bestehenden weiteren Frauenleiden begehre° Selbst hin-

sichtlich des Vorliegens eines einschlägigen schädigen—

den Ereignisses, auf das, wenn überhaupt, diese Gesund—

heitsstörungen bezogen werden könnten, bestünden Zweifel

über Zweifel, die sich insbesondere daraus ergäben, daß

die Klägerin bei der Antragstellung nur — und zwar ein—

gehend — ihre Heranziehung zu grober körperlicher Arbeit

bei ungünstigen Witterungsverhältnissen, unzulängliche

Ernährung und fehlende Hygiene angegeben und erst am
"?° Februar 1968 mit der Behauptung der-Vergewaltigung im

Lager (1945) hervorgetreten sei° Während die Krankenha—

richte der Ärzte, die sie seit 1946 behandelt—hätten,
nichts

von dieser Vergewaltigung enthielten, habe sie

keine Bedenken gehabt, sich selbst ihr fernstehenden
\Personen, wie zoB° JOsef F:C::I:rgegenüber, zu eröffnen°

Vor Gericht habe sie die Vergewaltigung erst behauptet,\

nachdem die vom LSG eingeholten Gutachten zu keinem der

Klägerin günstigen Ergebnis gekommen seien° Die Bedenken

gegen die auch sonst wechselnden Angaben der Klägerin

würden durch die Bekundung der zu dem behaupteten Vor—

kommnis gehörten Personen nicht zerstreut, da sie über'

die Vorgänge nur vom Hörensagen hätten berichten und‘
meist nur wiedergeben können, was sie aus dem Munde der

Klägerin erfahren hätten; Aus dem medizinischen Befund

ergebe sich, wie Dr° PTHHIE; dargelegt habe, kein Anhalt

für eine stattgehabte‚Vergewaltigung° Selbst wenn man"
...‘7...
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eine solche unterstellen könnte, sei der ursächliche

Zusammenhang der bei der Klägerin bestehenden weiteren

Frauenleiden samt den Einwirkungen auf den Allgemein-

zustand mit der Vergewaltigung und den schädigenden

Einflüssen der Haft nicht wahrscheinlich gemacht° Es

fehle zwar nicht an Stimmen, wie etwa der des Inter—

nisten Dr° B■:;;;;;;und des Facharztes für Frauen—

die geglaubt hätten, auch
| | ;krankheiten Dr° U*„LW„M„M„ä
‚

die weiteren, bei der Kläcerin bestehenden Frauenleiden
als Schädigungsfolge bezeichnen zu können, Dem stehe aber

gegenüber, was alle übrigen zur Sache gehörten Ärzte ‘

und Sachverständigen mit mindestens ebenso guter Be—

gründung ausgeführt hätten° Sicherlich sei die Myom—

bildung weder direkt noch indirekt Schädigungsfolge,

denn die Bildung solcher Geschwulste setze eine Er_

höhung der Ovarialfunktion voraus, die nicht schädi—

gungsbedingt gewesen sein könne° Nach ihrem eigenen
_

Sachvortrag habe die Klägerin aber im Gegenteil_während‘

der Haft und kurze Zeit danach noch unter einer Amenorrhoe

und mithin unter einer Verminderung der Funktion ge—
}litten, die ebenso wie die schlechte Ernährung eher zu

einer Verzögerung der Myomentstehung hätte führen müssen°

'Selbst acht Jahre später (April 1954} habe Dr° D;1321314

den einer Myombildung entsprechenden Befund nicht er—
'

heben können, während Dr° U;infi■■jäim Jahre 1954 erst

den Verdacht auf eine mögliche myomatöse Veränderung
ge—

äußert habe° Auch der Zusammenhang der in der Zeit vom
l° September 1952 bis zur Operation im Jahre 1956 auf—

getretenen, inzwischen behobenen Adnexitis mit Schädi—

gungen im Sinne des Gesetzes sei nicht wahrscheinlich°

Auf die behauptete Vergewaltigung könne diese Erkran—

kung nicht bezogen werden° Ein entsprechender Befund

habe im Gegensatz zu der von der von der Klägerin.be—

haupteten Feststellung dieser Erkrankung durch die

Lagerärzte nicht schon Stunden nach der beakteriellen

Infektion erhoben werden können° Es sei zwar nicht aus—
geschlossen, daß die Adnexitis bereits vor der angeb—
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lichen Vergewaltigung durch schlechte hygienische Ver—

hältnisse im Lager entstanden sei° Dies sei hier aber

nieht wahrscheinlich° Abgesehen von der Schwierigkeit,

eindeutige Feststellungen nach 24 Jahren noch treffen zu
können, dürfe nicht außer Acht gelassen werden, daß

Dro Wil:11rüzrml95# zwar eine rechtsseitige Adnexitis
diagnostiziert haben wolle, daß dieser Befund aber dem

von Dro D';:j_ij;'_;;jjjj_'jj;1:11:11"indem Gutachten vom 260 April 1954

' erhobenen Befund widerspreche, nach dem an den Adnexen

und Parametrien kein wesentlicher Befund zu erheben gee

wesen sei° Im übrigen lasse sich der rechtsseitige

Adnexprozeß auch zwanglos durch eine nicht schädigungs—

bedingte Endometriose erklären, was hier umso näher liege,

als chronische Adnexitiden gewöhnlich doppelseitig aufzu—

treten pflegten, während die Klägerin nur recht3séitig

erkrankt sei° Hinsichtlich der Gründe für eine Sterilität

könne — im Anschluß an das Gutachten des Dr° I■1111:»-

bestenfalls von einer gewissen Möglichkeit eines schädi—

gungsbedingteh Geschehens, nicht aber von der Wahrschein—

lichkeit einer Verursachung durch Schädigungen im sinne

des Gesetzes gesprochen werden, Da der Ehemann der

Klägerin 1950 aus Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt sei,

sie selbst sich aber erst 1956 der Operation unterzogen

habe, sei es schon unverständlich, daß die Kinderlosig—

keit hingenommen worden sein sollte, statt sich in diesen

sechs Jahren um eine Abklärung der Ursachen für die

sekundäre Sterilität zu bemühen° Auch sei, was noch

stärker ins Gewicht falle, wenig wahrscheinlich, daß die

Sterilität auf Periodenstörungen bezogen werden könnte,

zumal die diesbezüglichen Angaben der Klägerin nicht

ohne Widerspruch in sich seieno Noch weniger wahrschein—
lich sei die Verursachung der Sterilität durch die

_
Adnexitis, selbst wenn man diese als Schädigungsfolge

annehmen könnte; denn diese Erkrankung könne zur Sterili—

tät nur führen, wenn sie beidseitig auftrete, was hier

nicht der Fall sei° Eine Vergewaltigung könne zwar zu
_9_
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einem Schock mit der Folge einer ungewollten Kinder—

losigkeit führen, hier stehe aber im Vordergrund der

seelischen Faktoren, die das psychische Zustandsbild

' der Klägerin prägten, die Reaktion ihres Ehemannes,
k/der

es offenbar an dem erforderlichen Verständnis für

seine kranke Frau fehlen lasse° Am wahrscheinlichsten

sei es, wie auch Dr° L.;11„„ausgefuhrt habe, daß die

' sekundäre Sterilität auf die seinerzeit beginnende

— schädigungsunabhängige — Myombildung zurückgehe°

Nichts anderes gelte auch hinsichtlich der depressiv—

pnranoidgefärbten neurotischen Entwicklung der Klägerin°

Dr° K;;;;;j;;;;;jhabe in der Sterilität nur eine Teile

ursache der psychischen Veränderung der Klägerin er—
blickt, ohne daß nervenärztliche Befunde aus den frühe—

ren Jahren vorgelegen hätten° Er habe daher auch nur

unterstellen können, daß ein erhebliches depressives
Zustandsbild bereits in der Zeit nach der Internierung

vorgelegen habe, Da Dr° Ignar
„.

;von einer anlagebe—

dingten vegetativen Fehlsteue ung der Klägerin ge_

sprochen habe und die psychi30hen Beschwerden aucl durch

die Wechseljahre hervorgerufen oder verstärkt worden

sein könnten, müßten Brückensymptome nachgewiesen sein,

an denen es gerade fehle°

Da der medizinische Sachverhalt ausreichend geklärt sei,

bestehe keine Veranlassung,
von Amts wegen ein weiteres

medizinisches Gutachten einzuholen° Dem erst in der

mündlichen Verhandlung vomlO° Dezember 1969 gestellten

Antrag der Klägerin, Dr° W;ZÜKIIXÜ1 nach 5 109 SGG zu

hören, habe nicht stattgegeben zu werden brauchen: Das

_Gutachten des Dr; 3:11:32 sei der Klägerin schon am

1, Oktober 1969 zur Äußerung bis zum 510 Oktober 1969

zugeleitet worden° Selbst unter Berücksichtigung der
Rückkehr des Dr° \ :xzizaus dem Urlaub am 60 Novem—

ber 1969 sei der Klägerin somit hinreichend Gelegenheit

gegeben worden, dessen Äußerung zu beschaffeno Durch

die 3nhörung des Dro W „„n_+„;;Lwerde die Erledigung
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'des\Rechtsstreits verzögerte Der erst jetZt gestellte

Antrag nach 5 109 SGGsei zudem nach der Überzeugung des
LSG nicht nur aus grober Nachlässigkeit nicht früher vor—
gebracht worden‚ sondern auch in der Absicht, das Ver—

fahren weiterhin zu verschle■ten, wie dies aueh früher

schon geschehen sei; Außerdem sei der Beweisantrag hin—

sichtlich der an den Arzt des Vertrauens zu stellenden

Fragen nicht näher präzisiert‚wordenc’Soweit Dr° Wirr—

-t:ntrr sich lediglich zur ZuSammenhangsfrage der bei der

Klägerin bestehenden Leiden mit allgemeinen Einflüssen

der Internierungshaft habe äußern sollen, sei er bereits

nach 5 109 SGG gehört worden° Der Antrag sei aber auch

schlechterdings unbehelflich, wenn damit die gutachte

‚liche Anhörung des Dr„ w:2ixtl■■r zur Frage der Ver—

ursachung der Gesundhéitsstörungen dureh die behauptete

Vergewaltigung erstrebt werden sollte, da sich der Senat

von der Vergewaltigung nicht zu überzeugen vermögeo

Mit der nicht zugelassenen Revision rügt die Klägp +

Verletzung des Art° 103 Abs° 1 des Grundgesetzes (Lu)

und der 55 105, 109 SGG° Die Ablehnung der bereits mit

Schriftsatz vom 5° Dezember.l969 beantragten Vertagung

laufe auf eine Versagung des rechtlichen Gehörs hinaus°

Die Klägerin habe die Stellungnahme zu dem Gutachten des

Dr° CI1i■:lbhne Heranziehung des Facharztes Dr° Hurra_
'rrfxn: nicht abgeben können und mit Schriftsatz vom

3° Dezember 1969 auch schon mitgeteilt, daß Dr° Uiz■a

:::izrn der trotz sofortiger Benachrichtigung nicht zur

Verfügung gestanden habe, seine Stellungnahme nicht bis

'zum 10° Dezember 1969 fertigen könneo 5 105 SGGsei ver—
letzt‚-weil das LSG sich nicht über die Anregung' des
Sachverständigen Dr° Filtitr habe hinwegsetzen dürfen,

ersatzweise eine weitere nervenfachärztliche Begutach—'

tung einzuholen, weil die alleinige gynäkologische
Beurteilung den Gesundheitsstörungen der Klägerin nicht
in vollem Umfang gerecht werden könne° Dieser Anregung

zu folgen habe umso mehr Veranlassung bestanden, als
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‚das LSG es abgelehnt habe, die von Dro K?:rg:xtäliiffestae—
stellte depressiV1nnenoidgefärbte neurotische Entwicklung

der Klägerin als SchädigUngsfolge anzusehen° Zu der Auf—

fassung, daß sogenannte Brückensymptome fehlten, sei das

LSG zu Unrecht nur deshalb gekommen? weil es die Myom—
-bildung und die Entfernung des Myoms im Gegensatz zu
Dr° W@"' :;Picht als Schädigungs.folge angesehen-habeo

Wie Dr° WB -«ä‘habe auch Dr° T;“ Fectgestellt
daß sich die St erilität

auf das
psychische Zustandsbild

der Klägerin habe auswirken müssen° Die Verletzung des

5 109 SGG liege klar zu Tage° Von einer Verzögerung des
Pechtsstreits haoe schon deshalb keine Rede sein können9

weil ohnedies ein nervenfachärztliches Gutachten habe

cingeholt werden müssen° Der Antrag sei auch nicht in
VerschleppungsabSicht oder aus grober Nachlässigkeit nicht

früher gestellt worden° Der Verband der Kriebsbeschädigten

(VdK) habe sich nach Erhalt des umfangreichen Gutachtens
vom 4 September 1969 um eine Stellungnahme des Dr° Wü;4»

Vi" M"”1“b€■üht Die am 1 Oktober bis zum 31 Oktober 1969K‘—..............

gesetzte Frist zur Stellungnahme sei in Anbetracht des

Umfanges des Gutachtens viel zu khrz gewesen° _Dr° U:zfä_
%

IETTZL“1_habe sich zunächst im Urlaub befunden und sich....."|,.._/‚

‘dann als Chefarzt einer Frauenklinik nicht sofort diesem

Fall widmen könneno Das LSG hätte dem Antrag nach 5 109
SGG besonders auch deshalb stattgeben müssen weil

“Dro F111„153Herin Dr° ’;iri 33:3 als besonders saChV8ff
ständ_g angesehen habe Und das LSG der Auffassung dieses

Sachverständigen bezüglich des Zusammenhanges zwischen

_
den Unterleibsbeschwerden und der Adnexitis mit der In—

haftiarung nicht habe folgen wolleno

' Die Klägerin beantragt‚

das Urteil des LSG aufzubében
und die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an dieses
Gericht zurückzufverweisen°
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Der Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

Das rechtliche Gehör sei nicht verletzt worden, Weil

allein von der Rückkehr des Dr° U:xinrrbtxxaus dem Urlaub

am 6° November 1969 bis zum 10° De2ember 1969 nochmals

ein Monat zur Stellungnahme zur Verfügung gestanden

hätte° Die Klägerin habe ihr Rügerecht auch verloren,

weil sie den vermeintlichen Mangel nicht bis zum Schluß

der mündlichen Verhandlung vom 10° Dezember 1969 gerügt '

haben Der Anregung des-Dr° Pc:::nnn.ein zusätzliches

nervehfachärztliches Gutachten einzuholen, habe das LSG

nieht folgen müssen, da bereits mehrere einschlägige

Äußerungen von Ärzten vorgelegen hätten, die von Dr„
BZÄIIIÜK als Ursache für die Depressionen angeschuldigte

Sterilität nach überwiegehder Auffassung der Gynäkologen

und der stichhaltigen Urteilsbegründung keine Schädi—

gungsfolge sei und auch Brückensymptome fehlteno In

übrigen habe die Klägerin niemals eine psychiatrische

Behandlung in Anspruch genommeneAuch 5 109 SGGsei nicht
verletzte Die Klägerin hätte mit dem Beweisantrag nach

dieser Vorschrift nicht bis zur mündlichen Verhandlung

warten dürfen°

Im übrigen wird wegen des Sach—und Streitstandes‘im}
einzelnen auf das angefochtene Urteil, die Akten des SG,

des LSG, die Beschädigten—Rentenakten der Klägerin, ihres

Ehemannes und-ihres Sohnes Heinz—Wolfgang Bezug genommen,

>die dem Gericht vorgelegen haben°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 124 Abso2
SGG)O
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Die nicht zugelasSene Revision ist form— und fristgerecht

eingelegt und begründet worden, sie ist auch statthaft

und—begründete Die Revision rügt mit Recht, daß der

Klägerin in dem Verfahren vor dem LSG das rechtliche
Gehör durch Ablehnung des Vertagungsantrages nicht aus—

reichend gewährt und dadurch die 55 62, 128 Abs° 2 SGG
_(Art° 105 Abso 1 GG) verletzt worden sind°

Nach 5 227 der Zivilprozeßordnung (ZPO) kann das Gericht

aus erheblichen Gründen auf Antrag oder von Amts Wegen '

einen Termin aufhebeno Das gilt auch für die Verlegung

eines Termines und für die Vertagung einer Verhandlung

(@ 227 Abs° ; ZPO)° @227 ZPO ist gemäß 5 202 SGGim
Ycriahren der Sozialgerichtsbarkeit entsprechend anzu—

renden (BSGi} 277, 278)°‚5 227 ZPOist Ausfluß der dem
Gericht grundsätzlich übertragenen freien Dispositions—

befugnis über Verhandlungstermine° Die dem Gericht-im „

Interesse einer sachgemäßen Abwicklung und tunlichen Be—

schleunigung des Verfahrens grundsätzlich eingeräumte

Ermessensfreiheit bei der Entscheidung über Vertagungs—

_anträge ist durch die sachlichen Erfordernisse einer

der materiellen Rechtslage entsprechenden und die
'prozessualaaRechte der Beteiligten achtenden Urteils—

findung begrenzte Die Ermessensfreiheit des Gerichts darf
insbesondere bei der Ablehnung eines Vertagungsantrages

nicht zu einer Verletzung des Rechts der Betroffenen

führen, dass ihnen vor jeder Entscheidung ausreichend

Gelegenheit gegeben wird, sich sachgemäß zu dem Streit—

stoff und besonders auch zu dem Ergebnis einer Beweis—
aufnahme zu äußern() Wenn erhebliche Gründe vorliegen,

so ist das Gericht nicht nur befugt, sondern zur Siche—

rung des rechtlichen Gehörs auch verpflichtet‚ einen

Termin zu vertagen5 und zwar ohne Rücksicht darauf} ob.

es selbst die Sache für entscheidungsreif hält (BSG l9

279; 17‚ 44, 47)„ Die Nichtbeachtung oder unzureichende
Berücksichtigung dieses Interesses der Beteiligten be—

deutet eine Verletzung des rechtlichen Gehörse_Dieser
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Fall brauchte nicht nur dann gegeben zu sein, wenn die,

Entscheidung des Gerichts etwa in dem Termin ergeht,

in dem ein medizinischer Sachverständiger über Fragen.

gehört worden ist, mit denen ein Beteiligter sich nicht

auSreichend vertraut machen konnte, weil ihm vor dem

Termin nichts darüber mitgeteilt worden ist, daß die

Beweisaufnahmestattfinden werde (BSGLl, 165, 166), Die
Beeinträchtigung der Gewährung des rechtlichen Gehörs

kann auch darin liegen, daß die nach Durchführung einer

Beweisaufnahme bis zum Termin der mündlichen Verhandlung

gesetzte und im allgemeinen auch ausreichend lange Frist

unter den gegebenen besonderen Umständen nicht ausreicht,

um dem Anspruch eines Beteiligten zu genügen, sich sach—

gemäß zum Ergebnis der Beweisaufnahme äußern zu können°

Dieser Fall ist hier gegeben° ' '

_
Priv° Dozent Dr° P xt:::;hat in dem umfangreichen, 6l

Seiten umfassenden Gutachten vom 4° September 1969 sehr

differenziert zu der Frage des ursächlichen Zusammef?r ges
zwischen den Von der Klägerin geltend gemachten Geanrd—

' heiteStörungen (Periodenstörungen und damit verbundene

Sterilität, Adnexitis rechts, vegetatives Zustandsbild

und dadurch bedingtes depressives Zustandsbild im Sinne4

der EntStehung sowie Myombildung im Sinne der Verschlimme»

rung) Stellung genommen° Er hat ausgeführt, daß die Be— '
urteilung des Zusammenhanges zwischen der behaupteten
Vergewaltigung und den in das Gebht der Gynäkologie

fallenden Gesundheitsstörungen ungewöhnlich schwierig

sei, weil die zugrunde liegenden Vorgänge schon‘24 Jahre

zurücklägen° Dasselbe gelte —bei dem Mangel an irgend—
welchen Befunden ; von der nachträglichen Beurteilung

der medizinischen Umstände als Ursache der Kinderlosig—}

keit; der Gutachter sei hier vor allem auf Vermutungen

angewiesen° Da die Adnexitis nur auf der rechten Seite

diagnostiziert worden sei, wäre eine Empfängnis über den
Anicht betroffenen linken Eileiter zu erwarten gewesen;
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deSsen Durchgängigkeit sei allerdings genau so wenig

überprüft worden (ZGB° durch Eileiterdurchblasung) wie

die Zeugungsfähigkeit des Ehemannes (vgl„ hierzu jäzt

die Zeugungsfähigkeitsuntersuchung des Dr„ Schüü■:thm

19° November 1969)o Zu der Frage, ob eine entzündliche
Erkrankung im Genitalbereich vorgelegen habe, hat

Dr° Pj11113jiem Gutachten des Dr° \k333333335VOm

lo Dezember 1962 entnommen, daß dieser bereits 1954

die rechten Adnexe (also Eierstock + Eileiter) als

“verdickt und druckschmerzhaft" bezeichnet und deshalb

eine rechtsseitige Adnexitis diagnostiziert habeo Da

jedoch in dem versorgungsärztlichen Gutachten des Dr°
‚

“T13311319vom 26; April 1954 ausdrücklich hervorgehoben

worden war, daß “an Adnexen und Parametrien kein wesent—

licher Befund zu tasten" sei, hat Dr„ I:;1:1:ä da er für

diese Diskrepanz keine Erklärung hatte, eine Würdigung

dieser beiden Befunde dem Gericht überlassen miiSsen° In

dem Bericht des Dr° WlIIIIIIIZLVOm 22° Mai l960 war

ferner ausgeführt worden, daßbei der im Jahre 1956
durchgeführten Operation eine endometriotische Cyste

des rechten Ovars entleert worden sei° Dr° P xznxxzhat

ausgeführt, daß ihm, weil es sich um eine Teercyste

des rechten Eierstoékes gehandelt habe, eine Endometriose

als Ursache hierfür einleuchtender als die Annahme einer

“chronischen Adnexitis" erscheine, zumal auf dem Boden

einer chronischen Entzündung entstandene Cysten meist

Eiter oder seröse‚ oft trüb—seröse Flüssigkeit enthielten

und für die Annahme einer EndometrioSe als Ursache des

rechtsseitigen Adnexprozesses auch die Tatsache der Ein—

seitigkeit spreche, da eine akut beginnende Adnexitis

gewöhnlich doppelseitig;axftrete° Er hat sich deshalb

dafür entschieden, daß an der Tatsache des Vorliegens

einer Endometriose, die zur Ausbildung der 1954 (gemeint

ist: 1956) entleerten Teercyste geführt habe, kaum zu
‚Zweifeln sei° Er räumt aber die Möglichkeit ein, daß

daneben noch Veränderungen auf Grund einer zusätz—

lich zur Endometriose bestehenden chronischen Adnexitis
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bestanden hätten, Ob dies der Fall gewesen sei, könne

aber nach dem derzeitigen Untersuchungsbefund nicht mehr_

geklärt werden° Dr° P:nj::zrhat im übrigen auch, und_

zwar abweichend von der in den Urteilen des LSG und des

SG vertretenen Auffassung, zum Ausdruck gebracht, daß die
Periodenstörungen nicht im Sinne der Verschlimmerung,

sondern der Entstehung als Schädigungsfolge anerkannt

werden müßt en° Da Dr° W"11i11t11i111ii:;1117511111111“:111;in dem Gutachten vom
1, Dezember 1962 die Myombildung, die Adnexitis und auch

die Sterilität auf die Internierung zurückgeführt und in

diesem Zusammenhang auch auf die damit verbundenen psychi—

schen Einflüsse hingewiesen hatte, ergaben sich gegenüber

dem von Dr, P2:Ii111gefundenen Ergebnis sehr erhebliche

Unterschiede,die wesentlich auch auf die Deutung der als

widersprüchlich angesehenen Befunde zurückzuführen wareno
So hebt Dr° P933jgj;hervor, daß auf Grund der Unterlagen

und "der'zum Teil einander widersprechenden Befunde" es

ihm nicht möglich sei, einen ursächlichen Zusammenhang
‚zwischen Vergewaltigung und Adnexitis mit Wahrscheinlich—}

keit festzustellen° Ein ursächlicher Zusammenhang zwischen

den aufgetretenen Periodenstörungen und der Vergewaltigung

sei zumindest über eine erhebliche psychische Irritation

wahrscheinlich, während sich ein ursächlicher Zusammene

hang zwischen der Entstehung des Gebärmuttermyoms, von

Polypen und der Ausbildung einer Teercyste des rechten
Eierstocks auf Grund der Vergewaltigung und der Inter—

nierung mit hinreichender Sicherheit ausschließen lasse°

Es könnten — entsprechend der in das Ermessen des Gerichts

gestellten Würdigung der erwähnten Befunde — als Schädi—

gungsfolgen (allenfalls) eine chronische Adnaxitie und

Periodenstörungen anerkannt werden, die Kinderlosigkeit

dann, wenn das Gericht zu der Überzeugung komme, daß

Adnexitis oder Periodenstörung mit ausreichender Wehr—

scheinliehkeit als Ursache der Kinderlosigkeit anzunehmen

seien, Hinsichtlich der Beurteilung der MdE hat Dr, PZÜCÜT

ausgeführt, daß diese über das psychiatrische Fachgebiet
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zu ermitteln sei° Abschließend hat er betont, daß die

Schädigu■gsfolgen bei der Klägerin weniger auf dem
eigentlichen gynäkologischen Fachgebiet, sondern mehr

noch auf dem psychiatrischen Fachgebiet lägen, Er hat

deshalb auch auf das Gutachten des Dr() K;11111325r1„

Bezug genommen, dessen Beurteilung als angemessen be—

zeichnet und "ersatzweise" eine weitere nervenfach—

.ärztliche Begutachtung angeregt, da die alleinige

_gynäkologische Beurteilung den Gesundheitsstörungen

der Klägerin nicht in vollem Maße gerecht werden könne°

Das Gutachten des.Dr° PÄ121331hatte somit eine Fülle.

von medizinischen Zweifelsfragen angeschnitten, Wider—

sprüche zwischen Befunden aufgezeigt und in mehrfacher
IHinsicht

wegen der bestehenden Unklarheiten die Ent—

scheidung über tatsächliche Verhältnisse und über die

sich daraus ergebenden medizinischen Foherungen dem

Ermessen des Gerichts anheimgestellt° Dabei standen

1 die Ergebnisse, Zu denen Dr° Päj;::;ggekommen war,
-)nicht nur im Widerspruch zu den Auffassungen, die Dra

W
_________

11;-1n dem Gutachten vom 1 Dezember 1962 ver—
treten

hatte; auch die Befunde, die dieser als behandeln—

der Arzt und bei der Operation im Jahre 1956 erhoben

hatte, waren von erheblicher Bedeutung für seine Be— '

‚urteilung der Schädigungsfolgen gewesen° Bei der Frage,

-ob die Klägerin deshalb darauf angewiesen war, vor der ‘

Stellungnahme zu dem Gutachten des Dr° IT::IZIIEeraÖe

den Frauenarzt Dr° u TCIIIZIIBZU Rate zu ziehen, darf

‚jedenfalls nichtibersehen werden, daß er 1954, 1956,

1961 (und 1966) die Klägerin behandelt und 1956 die

Operation durchgeführt hatte° Sicherlich hatten seine

Erfahrungen als behandelnder Arzt und Chirurg sein

Gutachten sachlich mitbesinflußt° Es ist auch nicht
auszuschließen, daß er über einige offen gebliebene

Fragen (Deutung seiner Befunde, Hinweise über die

linksseitigen Adnexverhältnisse) der Klägerin hätte
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Auskunft geben und damit zur Klärung der tatsächlichen

und medizinischen Zusammenhänge hätte beitragen können;

Unter diesen Umständen war der Klägerin — jedenfalls aus
ihrer Sicht « mit der Inanspruchnahme irgend eines
Frauenarztes‚ selbst wenn dieser bereit gewesen wäre,

sich mit dem umfangreichen Prozeßstoff alsbald vertraut

zu machen‚ nicht gedient° Ihr war
nicht zuzumuten‚ auf

Dr° W333133k33 .....zu verzichten und ohne eine Konsultierung

ihres behandelnden Arztes, der sie operiert und auch

schon ein Gutachten erstattet hatte, eine Stellungnahme

ab—zugeben weil sie selbst nicht über die erforderlichen

medizinischen Kenntnisse verfügte_und besonders auch

außerstande war‚ die eindander widersprechenden Befunde

zu beurteilenß Damit schied eine sachgemäße Stellung—

nahme zu dem Gutachten des Dr° P:xfjgty_hne Heranziehung

.......‚..„..4„„...-,...». ...des Dr° Wf**“T“TTTLfÜr die Klägerin und ihren Prozeß—
bevollmächtigten aus°

' Das LSG hat festgestellt, daß Dr° U32'.T_3.'.11211Liili}li1fliiililiiiibiszum

6° November 1969 durch Urlaub verhindert warn Er.selbst
hat am 20 Dezember 1969 mitgeteilt‚ es sei ihm unmöglich9

vor Ablauf "dieses Jahres" das 60 Seiten lange Gutachten

zu bearbeiten° Dabei ist ohne weiteres verständlich, daß

er als Leiter einer Privatklinik für Frauenkrankheiten

‘und Geburtshilfe tatsächlich nicht in.der Lage war, nach

V
dem Urlaub sogleich eine Stellungnahme abzugebeno Jeden—

falls konnte die‘Klägerin eine solche Stellungnahme bis

zum Verhandlungstermin vom 10° Dezember 1969 nicht er—

zwingen° Daß die Klägerin Rücksprache mit Dr° szznrxirxz

‚nehmen wollte, hat sie vor Ablauf der ihr bis zum 31‚ Ok—

tober 1969 gesetzten Äußerungsfrist dem Gericht mitgeteilt

-und mit den Schriftsätzen vom 51° Oktober 1969 und
19° November 1969 die Gründe dargelegt, die einer

Stellungnahme bis zum Verhandlungstermin am 10° Dezember
1969 entgegenstehen konnten° Das LSG hätte deshalb dem

Vertagungsantrag entsprechen müssen° Durch die Ablehnung
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des Vertagungsantrages ist der Klägerin das rechtliche_

Gehör nicht ausreichend gewährt wordeno

Da somit ein wesentlicher Verfahrensmangel mit Erfolg

gerügt worden ist, bedarf es keines Eingehens auf die

weiteren von der Klägerin geltend gemachten Verfahrens—
Iverstösseo Es ist nicht auszuschließen,_daß das_LSG

ohne die Ablehnung der Vertagung zu einer anderen Ent—

scheidung gekohmen wäre; deshalb ist die Revision be— ‘

gründet° Der Senat kann in der Sache nicht selbst ent—

scheiden, da die Stellungnahme der Klägerin zu dem

Gutachten des Dr° ch%
................

nicht VOrliegt Die Sache war

daher unter Aufhebung
des

angefochtenen Urteils zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurück—

zuverweisen°

Die Kostenentscheidung bleibt der
abschließenden

Ent—
scheidung des LSG vorbehalteno_
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